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Abs. 2 MSt) in Übereinstimmung mit der spezifischen Wir­
kung des Gesetzes der Verteilung nach der Arbeitsleistung im 
landwirtschaftlich-genossenschaftlichen Arbeitsprozeß. Die 
Vorbereitung und Erarbeitung dieser Ordnungen obliegt 
folgerichtig der besonderen Verantwortung des Vorstands, der 
sich auf die aktive Mitarbeit der Kommission für Arbeits­
ökonomik, der Wettbewerbskommission, des Arbeitsökono­
men und anderer sachkundiger Mitglieder ‘stützt. Auf dieser 
Grundlage werden dann die Ziele und Aufgaben beraten und 
die Entwürfe in den Kollektiven diskutiert. Damit wird 
gesichert, daß bereits in die Beschlußentwürfe hohe Sach­
kenntnis und der Wille des Gesamtkollektivs einfließen.8

Unsere Untersuchungen haben ergeben, daß es notwendig 
ist, die jeweils differenzierten Verantwortungsbereiche für 
die Vorbereitung rechtlicher Entscheidungen in der Betriebs­
ordnung, in den Arbeitsordnungen der Kollektive und Kom­
missionen, in den Funktionsplänen der Leiter und in Arbeits­
vereinbarungen für einzelne Mitglieder festzulegen. Es erweist 
sich als günstig, daß der Gesetzgeber zur Beschlußfassung 
selbst bereits überschaubare Festlegungen getroffen hat und 
der sachliche Geltungsbereich für die Vorbereitung der Ent­
scheidung zumeist mit dem Aufgabenbereich der für die 
Erarbeitung zuständigen Kommission übereinstimmt. (Ziff. 68 
MSt).

3. Das den LPGs eingeräumte breite Feld- zur eigenver­
antwortlichen Rechtsgestaltung verlangt von ihnen ein 
Höchstmaß an Sachkenntnis und Sorgfaltspflicht. Das erfor­
dert auch auf diesem Gebiet eine gezielte Anleitung und 
Unterstützung durch die zuständigen staatlichen Organe. Dem 
dienen u. a. die gesetzlichen Regelungen zur Registrierung 
und Bestätigung bestimmter Entscheidungen (z. B. Registrie­
rung des Statuts der LPG [§ 9 LPG-G;*§ 73 MSt]; des Statuts 
der kooperativen Einrichtung [§ 13 LPG-G]; der Koopera­
tionsvereinbarung [§ 14 LPG-G]; Bestätigung der Beschlüsse 
der Vollversammlungen der LPGs zur Beteiligung an Ver­
einigungen [§ 15 Abs. 3 LPG-G]). In diesem Zusammenhang 
bewährt es sich, wenn die Staatsorgane bereits auf die 
Fassung richtiger Entscheidungen hinwirken bzw. die Auf­
hebung falscher veranlassen (§ 47 Abs. 3 GöV). Hier ist vor 
allem auch die Empfehlung (§ 7 Abs. 3 LPG-G) gut zu nutzen.9 
Sie können jedoch nach unseren Erfahrungen noch wirksamer 
angewandt werden, wenn sie konkreter formuliert werden 
und nicht nur dann zum Einsatz kommen, wenn erkannte 
Unzulänglichkeiten zu beseitigen sind. Die gezielte Arbeit mit 
Empfehlungen und die konsequente Kontrolle ihrer Einhal­
tung ist u. E. der richtige Weg.

Der besondere Charakter dieser staatlichen Empfehlungen 
soll in diesem Zusammenhang stärker herausgestellt werden.10 11 
Staatliche Empfehlungen vermitteln fortgeschrittene und 
wissenschaftlich begründete Orientierungen und beruhen auf 
verallgemeinerungswürdigen Erfahrungen der gesamtgesell­
schaftlichen Praxis. Sie sind ein unverzichtbares Element 
allgemeinverbindlicher Regelung. Deshalb sind staatliche 
Empfehlungen weder „wohlwollende“ Hinweise noch ande­
rerseits etwa die Prinzipien genossenschaftlicher Demokratie 
aushöhlende staatliche Eingriffe.

Die Vorstände der LPGs sind verpflichtet, staatliche 
Empfehlungen zum Anlaß zu nehmen, die eigenverantwort­
liche Gestaltung der empfohlenen Maßnahmen zu organisieren 
(§ 7 Abs. 3 LPG-G). Der Ausspruch von Empfehlungen muß 
also letztlich für die LPG und für die Gesellschaft einen höhe­
ren Nutzen bringen und auf verallgemeinerungswürdigen 
progressiven Erfahrungc n der Praxis beruhen.

4. In zunehmendem M aße werden normative rechtliche Ent­
scheidungen in LPGs getroffen.11 Nicht selten sind diese Ent-

8 Vgl. auch G. Puls/R. Trautmann, „Normative betriebliche Leitungs­
mittel im genossenschaftlichen Leitun (sprozeß", Staat und Recht 
1978, Heft 11, S. 986 ff. (994).

9 Vgl. R. Steding, „Staatliche Empfehlungen bei der Leitung der 
Landwirtschaft“, NJ 1986, Heft 10, S. 402 f.

10 So ausführlich nachzulesen bei D. Teil, „Rechtscharakter und Wirk­
samkeit von Empfehlungen zur Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen in den LPG“, Martin-Luther-Üniversität 
Halle-Wittenberg 1983, Diplomarbeit, sowie L. Schramm, „Inhalt­
liche und regelungsmethodische Anforderungen an die weitere 
rechtliche Gestaltung der Arbeits- und Sozialverhältnisse der Ge­
nossenschaftsbauern“, Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
1985, Diss. B, S. 78 ff.

11 Vgl. auch G. Puls, „Zur Spezifik der LPG-Rechtsanwendung“, 
Staat und Recht 1985, Heftil, S. 902 ff. (905).

Bei anderen gelesen

BRD: Absprachen im Strafprozeß — 
ein Handel mit der Gerechtigkeit
ln der Tagespresse der BRD wird seit geraumer Zeit mit 
Schlagzeilen wie „Deal im Namen des Volkes“, „Mau­
scheln vor Gericht“, „Handel mit der Gerechtigkeit“, 
„Kumpanei im Gerichtssaal“ die Frage erörtert, ob im 

' Strafverfahren „Absprachen zwischen den Prozeßbeteilig­
ten über künftig vorzunehmende Prozeßhandlungen“ von 
der StPO gedeckt sind oder nicht. Das Justizministerium 
des Landes Baden-Württemberg hat zu dieser Thematik 
mit Richtern, Staatsanwälten, Rechtsanwälten, Rechtswis- 
senschaftlem und Journalisten ein Symposium veranstal­
tet, über das der Leitende Oberstaatsanwalt Gerhard 
M a i e r  aus Stuttgart in „Neue Juristische Wochen­
schrift“ (München/Frankfurt am Main) 1987, Heft 20,
S. 1187 ff. berichtet.

Nach diesem Bericht sah der erste Referent des Sympo­
siums, Prof. Dt. Bernd S c h ü n e m a n h  (Mannheim), den 
„Grundtyp des Arrangements" der Prozeßbeteiligten im 
„Austausch von ,Strafmilderung gegen Verfahrensverkür­
zung'. Dieser Absprachetypus — Beispiel: Geständnis ge­
gen Strafmilderung — spiele sich außerhalb der eng um­
grenzten Dispositionsbefugnisse der Beteiligten ab und 
könne daher von vornherein keine rechtliche Bindung 
entfalten“. Während Schühemann zu dem Ergebnis ge­
langte, „daß Absprachen im Strafprozeß zu einem ganz 
erheblichen Teil mit der geltenden Gesetzeslage nicht zu 
vereinbaren sind“, machte der zweite Referent, Ober­
staatsanwalt Dt. Werner S c h m i d t  - H i  e h e r  von der 
Generalstaatsanwaltschaft in Stuttgart, darauf aufmerk­
sam, daß die StPO den Begriff „Verzicht“ kennt, „der aber 
nichts anderes ist, als eine Vereinbarung der Beteiligten 
über eine Verkürzung der Verfahrensrechte des Beschul­
digten“. Schmidt-Hieber ging es jedoch „vor allem um 
den außerprozessualen Verzicht, d. h. Nachlässigkeit und 
Versäumnisse des Gerichts können durch eine schlichte 
Einv er ständniser Klärung des Angeklagten sanktioniert 
werden“.

Das dritte Referat auf dem Symposium hielt der Jour­
nalist Reinhard H ü b s c h ,  freier Mitarbeiter des Süd­
westfunks Baden-Baden, der in wesentlichen Punkten mit 
seinen Vorrednern nicht übereinstimmte.

Wir zitieren im folgenden aus dem Bericht von
G. Maier.
In seinem unter das Thema „Der große Deal im Namen des 
Volkes“ gestellten Referat geißelte Hübsch, daß in bundes­
deutschen Strafprozessen heimliche Absprachen zwischen Rich­
tern, Staatsanwälten und Verteidigern stattfänden und Teile 
von Strafverfahren beträfen, die ausschließlich öffentlich ver­
handelt werden dürften. Anhand von Zitaten aus Interviews 
mit Rechtsanwälten versuchte Hübsch den Eindruck zu er­
wecken, Richter und Staatsanwälte seien durch Androhung pro­
zessualer Mittel mehr oder weniger stark lenkbar und be­
einflußbar. Der „Deal“ blühe, biete sich in mancherlei Spiel­
arten dar und funktioniere am besten bei Verkehrsstrafsachen 
und Wirtschaftsstrafsachen. Der typische „Deal“ ist für Hübsch 
dadurch gekennzeichnet, daß sich die Beteiligten außerhalb 
der Hauptverhandlung über die Rechtsfolgen einigen, in der 
Hauptverhandlung jedoch allseits so tun, als habe man nie 
miteinander gesprochen. Die absolute Vertraulichkeit der Ab­
sprachen sei die Regel. Hübsch nannte aber auch Fälle, in 
denen solche Absprachen gleichwohl publik geworden sein sol­
len: So die Strafverfahren gegen den Baumaschinenindustriel­
len Horst-Dieter Esch und gegen den Bankier Münchmeyer. 
Hübsch berichtete ferner über Gespräche zwischen Staatsan­
wälten und Verteidigern, in denen im Wege des gegenseitigen 
Gebens und Nehmens Vereinbarungen in gleich mehreren, 
voneinander unabhängigen Fällen getroffen worden sein sol­
len. Er wies auch auf die zunehmende Verbreitung von Ver­
einbarungen und Absprachen hin: So soll es nach der Äuße­
rung eines Rechtsanwaltes Wirtschaftestrafkammern geben, bei 
denen es“ schwierig sei, einen Prozeß überhaupt streitig zu 
Ende zu bringen. Der Trend zum Deal gehe sogar soweit, daß 
Gerichte neben Wahlverteidigern Pflichtverteidiger bestellten, 
von denen sie annehmen könnten, daß sie „absprachebereit“ 
sind. Allerdings — dies räumte Hübsch ein — gebe es bei diesen 
Praktiken große regionale Unterschiede, und so wollte er sicher 
auch seine Bemerkung, Absprachen im Rahmen von Strafpro­
zessen fänden sogar in Bordellen und zweifelhaften Lokalen 
statt, nicht verallgemeinern.


